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Die Erweiterung des § 130 StGB 
 

 
von Prof. Dr. Wolfgang Mitsch* 

 
 
Abstract 
In einem ungewöhnlich erscheinenden, praktisch aber 
nicht unüblichen und schon gar nicht unzulässigen soge-
nannten „Omnibus-Verfahren“ hat der Deutsche Bundes-
tag am 20.10.2022 eine Ergänzung des § 130 StGB be-
schlossen. Ein neuer Absatz 5 wurde eingeführt, die bis-
herigen Absätze 5 bis 7 rücken jeweils eine Stelle weiter. 
Strafbar soll es künftig sein, in einer den öffentlichen Frie-
den gefährdenden Weise, die zudem geeignet ist zu Hass 
oder Gewalt gegen bestimmte Personengruppen oder de-
ren Angehörige aufzustacheln, völkerstrafrechtliche Ver-
brechen zu billigen, zu leugnen oder gröblich zu verharm-
losen. Die Tat muss in einer Versammlung oder öffentlich 
oder mittels Veröffentlichung von Inhalten (§ 11 Abs. 3 
StGB) ausgeführt werden. Aktuelle Ereignisse sind wie so 
oft am Entstehungsprozess des jungen Gesetzes maßgeb-
lich beteiligt. Daher überrascht es nicht, dass die Kontro-
versen in der Gesellschaft über das kriegerische Gesche-
hen in der Ukraine auf die Vorschrift übergreifen und 
diese auch von Diskutanten ins Visier genommen wird, die 
sich durch Mangel an juristischem Sachverstand nicht 
von unqualifizierter Kritik der Regelung abhalten lassen.  
 
In an unusual-seeming, but in practice not unusual and 
certainly not inadmissible so-called "omnibus proce-
dure", the German Bundestag passed an amendment to 
Section 130 of the German Criminal Code (StGB) on Oc-
tober 20, 2022. A new paragraph 5 was introduced, and 
the existing paragraphs 5 to 7 were each moved up one 
place. In future, it will be a criminal offense to condone, 
deny or grossly trivialize crimes under international crim-
inal law in a manner that endangers public peace and is 
also likely to incite hatred or violence against certain 
groups of people or their relatives. The act must be car-
ried out in a meeting or publicly or by means of publica-
tion of content (Section 11 (3) StGB). Current events are, 
as so often, instrumental in the process of creating the 
young law. Therefore, it is not surprising that the contro-
versies in society about the warlike events in Ukraine spill 
over to the provision and that it is also targeted by discus-
sants who do not let a lack of legal expertise prevent them 
from unqualified criticism of the provision.  
 
I. Einleitung 
 
Nahezu „unbemerkt und ohne längere Beratungen“ – so 
Hasso Suliak auf LTO am 21.10.20221 − hat der Bundes-
tag am späten Abend des 20.10.2022 eine Erweiterung der  
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Strafvorschrift zur Volksverhetzung (§ 130 StGB) be-
schlossen. Nicht nur diese Verfahrensweise, sondern vor 
allem der Inhalt des neuen Absatzes 5 ruft Kritik und Be-
sorgnis hervor. Aus Wissenschaftlerkreisen wird eine in-
akzeptable Beeinträchtigung ihrer Forschungstätigkeit, 
also ein zu weitgehender Eingriff in das Grundrecht der 
Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG) gerügt. 
Konkret: ein Historiker könne nicht mehr ohne Strafbar-
keitsrisiko seine Forschungsergebnisse veröffentlichen, 
wenn diese die Feststellung enthielten, dass ein bestimm-
tes historisches Ereignis entgegen der in Politik, Justiz 
und Gesellschaft vorherrschenden Ansicht kein Völker-
mord oder kein Kriegsverbrechen gewesen sei. Hingewie-
sen wird des Weiteren auf Gefahren für die Demokratie 
durch Beschränkung der Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 
S. 1 GG). Die Äußerung vom „Mainstream“ abweichen-
der Meinungen werde mit der Androhung von Strafe un-
terdrückt. An die Stelle des für eine lebendige Demokratie 
essentiellen kontroversen Diskurses trete der Schein von 
Konsens, Schweigen statt Widerspruch, erzwungen durch 
Einschüchterung. Politisch Andersdenkende würden 
„mundtot“ gemacht.  
 
Nicht nur wird damit Macht und Einfluss des Strafrechts 
überschätzt. Auch wird den die staatliche Machtausübung 
begrenzenden und die Freiheit der Bürger schützenden 
Schranken des materiellen Strafrechts und des Strafver-
fahrensrechts zu wenig Vertrauen entgegengebracht. Die 
an die Wand gemalten Gefahren für verfassungsrechtlich 
garantierte Freiheiten dürften übertrieben sein. Denn die 
zu überwindenden Hürden vor der Feststellung einer 
Strafbarkeit durch Staatsanwaltschaft und Strafgericht 
sind hoch. Michael Kubiciel hat das im „Verfassungs-
blog“ vom 27.10.20222 überzeugend dargelegt. Als Wis-
senschaftler kann ich mir selbst keinen Fall praktischer 
Forschung oder Lehre vorstellen, in dem mir zur Aus-
übung meines Berufes keine andere Ausdrucksform zur 
Verfügung steht, als die, welche nunmehr in § 130 Abs. 5 
StGB pönalisiert sind. Abgesehen davon gibt es noch § 86 
Abs. 4 StGB, auf den § 130 Abs. 8 StGB verweist. Auch 
sollte jeder, der anderen seine Meinung kundtun will, in 
der Lage sein, dafür Worte zu finden, die ihn auf Abstand 
halten zur Strafzone des § 130 Abs. 5 StGB. „Gröblich“ 
verharmlosendes Reden über Völkermord oder andere ab-
scheuliche Verbrechen kann beim besten Willen nicht 
durch Grundrechte für unantastbar durch hoheitliche Ab-
wehrmaßnahmen erklärt werden.  
 
 

2  Online abrufbar unter: https://verfassungsblog.de/welcher-skandal/ 
(zuletzt abgerufen am 12.1.2023). 
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Zwar sollten verblendete Verschwörungstheoretiker und 
Wirrköpfe nicht mit Hegel „als Vernünftige geehrt“ wer-
den. Es ist aber grundsätzlich richtig, dass der Staat ge-
sellschaftlichen Fehlentwicklungen dieser Art mit seinem 
schärfsten Schwert begegnet. Das heißt jedoch nicht, dass 
die Strafvorschrift keinen Anlass zu kritischen Bemerkun-
gen gibt. Dafür sorgte § 130 StGB schon vor der aktuellen 
Erweiterung. Und der neue Absatz 5 trägt nicht zu einer 
Verbesserung des Gesamterscheinungsbildes dieser Straf-
vorschrift bei.  
 
II. Rechtsgut 
 
Ein einheitliches Rechtsgut „der Volksverhetzung“ zu de-
finieren ist angesichts der Unterschiedlichkeit der Tatbe-
stände in den bisher fünf und nunmehr sechs tatbestands-
beschreibenden Absätzen nicht möglich. Der „öffentliche 
Frieden“, der so etwas wie die Klammer um die Tatbe-
standsvarianten genannt werden kann,3 dürfte sich als 
Antwort auch auf die Frage nach dem Schutzgut des neuen 
Absatz 5 aufdrängen. Gewonnen ist mit einem derart va-
gen Begriff indessen nicht viel. Da das Strafrecht über-
haupt nur dem Schutz elementarer Individualgüter dient 
und dies auch für Strafvorschriften gilt, die vordergründig 
sogenannte „überindividuelle Rechtsgüter“ schützen,4 
muss die Volksverhetzung als ein Delikt verstanden wer-
den, das in irgendeinem Zusammenhang mit der Beein-
trächtigung von Leben, Gesundheit und Freiheit der Bür-
ger steht.5 Da dieser Zusammenhang freilich sehr lose ist 
und die Deliktsbegehung sich im weiten Vorfeld der 
Rechtsgutsverletzung ereignet, beruhigen wir uns − wie 
wir das bei kaum erkennbarem Individualgutsbezug im-
mer tun6 − mit der Abstempelung als „abstraktes Gefähr-
dungsdelikt“.7 In Beziehung zu den durch das Zwischen-
rechtgut „öffentlicher Frieden“ verdeckten Individualgü-
tern ist diese Qualifizierung gewiss unrichtig. Durch Bil-
ligen, Leugnen oder Verharmlosen wird niemand verletzt 
oder gar getötet. Volksverhetzung ist kein abstraktes Le-
bens- oder Gesundheitsgefährdungsdelikt. Abstrakt ge-
fährdet wird der öffentliche Frieden selbst. Von den Indi-
vidualrechtsgütern ist das tatbestandsmäßige Handeln viel 
weiter entfernt, als dies der Deliktsgattung „abstraktes Ge-
fährdungsdelikt“ entspricht. Beharrt man also darauf, dass 
Strafrecht ohne einen Schutzeffekt zugunsten von Indivi-
dualrechtsgütern keine Legitimität hat, muss man eine 
Tatbestandsform anerkennen, die Verhaltensweisen im 
Vorfeld des Zwischenrechtsguts, also gewissermaßen im 
Vor-Vorfeld der Individualgutsbeeinträchtigung, erfasst. 
Diese sehr weite Strafbarkeitsvorverlagerung hat ein gro-
ßes Akzeptanzproblem, das sich aber von selbst erledigt, 
je länger Vorschriften wie § 130 StGB existieren und 
durch den mit der Zeit wachsenden Gewöhnungseffekt 
gegen Kritik abgeschirmt werden.  
 
 

 
3  Sternberg-Lieben/Schittenhelm, in: Schönke/Schröder, StGB, 

30. Aufl. (2019), § 130 Rn. 1a: öffentlicher Frieden als „primäres 
und prinzipielles Schutzobjekt“. 

4  Mitsch, KriPoZ 2019, 29 (32). 
5  Altenhain, in: Matt/Renzikowski, StGB, 2. Aufl. (2020), § 130 

Rn. 3; a.A. Schäfer/Anstötz, in: MüKo-StGB, Bd. 3, 4. Aufl. (2021), 
§ 130 Rn. 2; Sternberg-Lieben/Schittenhelm, in: Schönke/Schröder, 
StGB, § 130 Rn. 1a. 

III. Strafbarkeitsvoraussetzungen 
 
1. Allgemeines 
 
Für Liebhaber sprachlicher Eleganz und Klarheit, Eigen-
schaften, die auch juristische Texte und sogar der Wort-
laut von Gesetzen haben können, ist § 130 StGB nicht ge-
rade ein Leckerbissen. Mit den schon länger existierenden 
Bestandteilen der Norm hat man sich abgefunden und de-
ren Struktur und Inhalt halbwegs erfasst, sodass das Ver-
stehen des neuen Absatzes an sich gelingen sollte. Indes-
sen muss der Verfasser des vorliegenden Textes gestehen, 
dass er das Gestrüpp der Strafbarkeitsvoraussetzungen 
noch nicht ganz durchschaut und immer wieder aufs Neue 
zum Lesen ansetzen muss, um zu begreifen, was alles Ein-
fluss auf Strafbarkeit nach dieser Norm hat. Die Delikts-
beschreibung ist äußerst komplex, das mit Worten ge-
zeichnete Tatbild flimmert vor dem Auge des Betrachters, 
dessen Beschäftigung mit dem Strafrecht mehr mit Mord 
und Totschlag, Diebstahl und Betrug als mit Volksverhet-
zung zu tun hat. Die Tatbestandsmerkmale sind teilweise 
sehr unbestimmt („gröblich“) und stark der Wertung des 
konkreten Rechtsanwenders anheimgegeben. Ohne die 
systematischen Hilfsmittel der wissenschaftlich fundier-
ten Tatbestandslehre wäre es schwierig, Ordnung und 
Übersichtlichkeit in die Fülle der Strafbarkeitsvorausset-
zungen – zu denen übrigens auch die des § 86 Abs. 4 StGB 
gehören, vgl. § 130 Abs. 8 StGB – zu bringen. Mit diesem 
Rüstzeug soll im Folgenden der objektive und der subjek-
tive Tatbestand des neuen Delikts analysiert werden.  
 
2. Objektiver Tatbestand 
 
a) Handlung der in den §§ 6 bis 12 des VStGB bezeichne-
ten Art 
 
Die tatbestandsmäßigen Verhaltensweisen (unten d bis f) 
sind Äußerungen zu Handlungen, die einen der Tatbe-
stände Völkermord (§ 6 VStGB), Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit (§ 7 VStGB), Kriegsverbrechen gegen 
Personen (§ 8 VStGB), Kriegsverbrechen gegen Eigen-
tum und sonstige Rechte (§ 9 VStGB), Kriegsverbrechen 
gegen humanitäre Operationen und Embleme 
(§ 10 VStGB), Kriegsverbrechen des Einsatzes verbote-
ner Methoden der Kriegsführung (§ 11 VStGB) oder 
Kriegsverbrechen des Einsatzes verbotener Mittel der 
Kriegsführung (§ 12 VStGB) erfüllen. Die Formulierung 
„der … bezeichneten Art“ wirft die Frage auf, ob nur tat-
sächliche Ereignisse der Vergangenheit oder Gegenwart 
Gegenstand tatbestandsmäßiger Äußerungen sein können. 
Denn vor allem „billigende“ Bemerkungen sind auch zu 
hypothetischen − möglicherweise zukünftig real werden-
den − Vorgängen möglich (s.u. d).8  
 

6  Mitsch, KriPoZ 2019, 214 ff. 
7  Altenhain, in: Matt/Renzikowski, StGB, § 130 Rn. 4. 
8  So auch Ambos in seinem Interview mit der Zeitschrift „Konkret“ v. 

26.11.2022, online abrufbar unter: https://konkret-magazin.de/aktu-
ell/758-grosse-schwierigkeiten (zuletzt abgerufen am 12.1.2023). 
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An aktuelles Geschehen anknüpfend könnte man sich ei-
nen Täter vorstellen, der ausdrücklich eine Ausdehnung 
der gegen die Ukraine gerichteten russischen Aggressio-
nen auf das Territorium der baltischen Staaten, Moldawi-
ens oder Polens begrüßt. Die Gesetzgebungsmaterialien 
geben dazu keine eindeutige Auskunft. Dort wird nur das 
Erfordernis einer der Tat vorausgehenden gerichtlichen 
Feststellung des tatgegenständlichen Völkerrechtsverbre-
chens verworfen, nicht aber die Tatsächlichkeit des Ge-
schehens selbst für entbehrlich erklärt.9 Andererseits lässt 
der Wortlaut des Gesetzes die Einbeziehung virtueller 
Völkerrechtsverbrechen zu (näher dazu unten d – f). Auch 
können diesbezügliche Äußerungen gewiss geeignet sein, 
Hass und Gewalt gegen Menschen zu schüren und den öf-
fentlichen Frieden zu stören. Nicht ausreichend sind aller-
dings abstrakte Äußerungen ohne konkrete Angabe von 
Zeit und Ort und ohne Zuordnung zu einer bestimmten 
Personenmehrheit, die lediglich die Tatbestandsmerkmale 
aufgreifen und beispielsweise gutheißen, „wenn rassische 
Minderheiten ausgelöscht werden, indem durch Zwangs-
sterilisation die Zeugung von Nachkommen unterbunden 
wird“ (vgl. § 6 Abs. 1 Nr. 4 VStGB).  
 
b) Personenmehrheiten  
 
Sowohl die völkerstrafrechtlichen „Handlungen“ als auch 
der Hass oder die Gewalt, zu denen aufzustacheln die Tat 
geeignet sein muss, richten sich gegen „Personenmehrhei-
ten“ oder diesen angehörende Einzelpersonen. Die Ver-
weisung auf „Absatz 1 Nummer 1“ erfasst die vier Grup-
pen (nationale, rassische, religiöse oder durch ethnische 
Herkunft bestimmt) sowie „Teile der Bevölkerung“. 
Wollte der Gesetzgeber letztere ausgrenzen, hätte er das 
Wort „Gruppen“ statt „Personenmehrheiten“ verwendet. 
Außerdem ist von den Straftatbeständen des VStGB nur 
der Völkermord (§ 6 VStGB) gegen die vier Gruppen ge-
richtet, während §§ 7 bis 12 VStGB Verbrechen ohne spe-
ziellen Gruppenbezug normieren. „Teile der Bevölke-
rung“ sind im Kontext des § 130 Abs. 1 StGB nur im In-
land, also in Deutschland, lebende Menschen.10 Von der 
übrigen Bevölkerung müssen sie sich auf Grund gemein-
samer äußerer oder innerer Merkmale unterscheiden.11 
Aus der von Russland angegriffenen Ukraine nach 
Deutschland geflüchtete Menschen werden daher von 
§ 130 Abs. 5 StGB geschützt, auch wenn sie nicht ukrai-
nischer Nationalität sind. Desgleichen gilt für schon län-
ger in Deutschland lebende Exilrussen, die wegen ihrer 
oppositionellen Haltung gegenüber dem Putin-Regime 
hier Aufnahme und Schutz gefunden haben.  
 
c) Zugehörigkeit  
 
Der verschachtelte Text lässt nicht auf Anhieb erkennen, 
worauf sich das Tatbestandsmerkmal „wegen dessen Zu-
gehörigkeit zu …“ genau bezieht. Diese Strafbarkeitsvo-
raussetzung begegnet einem auch in § 130 Abs. 1 Nr. 1 
und Nr. 2 sowie Absatz 2 Nr. 1, sowie neuerdings in 

 
9  BT-Drs. 20/4085, S. 15. 
10  Sternberg-Lieben/Schittenhelm, in: Schönke/Schröder, StGB, § 130 

Rn. 3. 
11  Schäfer/Anstötz, in: MüKo-StGB, § 130 Rn. 30. 

§ 192 a StGB. Im Text des neuen Absatzes 5 hat der „Ein-
zelne“ zunächst die Stellung als Opfer eines völkerstraf-
rechtlichen Verbrechens (§§ 6 bis 12 VStGB) sowie an-
schließend („solche Person“) als Ziel von „Hass oder Ge-
walt“, zu dem die tatbestandsmäßige Kundgabe aufsta-
cheln kann. Das Wort „wegen“ signalisiert, dass der Be-
troffene nicht zufällig als Angehöriger der Personenmehr-
heit angegriffen wird, sondern gewissermaßen als deren 
„Repräsentant“. Dem entspricht, dass ein „Völkermord“ 
durch Tötung eines einzelnen Mitglieds der betroffenen 
Gruppe begangen werden kann, § 6 Abs. 1 Nr. 1 VStGB.12 
Der Zusammenhang zwischen Tötung des Mitglieds und 
Zerstörung der Gruppe wird hergestellt durch die „Ab-
sicht, eine nationale, rassische, religiöse oder ethnische 
Gruppe als solche ganz oder teilweise zu zerstören“. Wäh-
rend das in der Architektur des Völkermorddelikts zum 
subjektiven Tatbestand gehört,13 ist es im Rahmen des 
§ 130 Abs. 5 StGB im objektiven Tatbestand zu platzie-
ren.  
 
d) Billigen 
 
Taten, die die Variante „Billigen“ erfüllen, sind bereits 
von § 140 Nr. 2 i.V.m. § 126 Abs. 1 Nr. 3 StGB erfasst. 
Da § 130 Abs. 5 StGB noch einige Strafbarkeitsvorausset-
zungen hinzufügt, liegt ein Spezialitätsverhältnis vor. So-
fern die Tat alle Strafbarkeitsvoraussetzungen des § 130 
Abs. 5 StGB erfüllt, tritt § 140 StGB zurück. Fehlt jedoch 
dem Täter der Vorsatz bezüglich der zusätzlichen objekti-
ven Tatbestandsmerkmale des § 130 Abs. 5 StGB, entfällt 
Strafbarkeit aus dieser Vorschrift gem. § 16 Abs. 1 S. 1 
StGB. Strafbar ist der Täter dann aus § 140 Nr. 2 StGB. 
Dasselbe gilt im umgekehrten Fall, wenn der Täter also 
Vorsatz bezüglich § 130 Abs. 5 StGB hat, objektiv aber 
z.B. das Tatbestandsmerkmal „geeignet ist, zu Hass oder 
Gewalt … aufzustacheln“ nicht erfüllt. Begeht er die Tat 
mittels Verbreitens eines Inhalts (§ 130 Abs. 2 i.V.m. 
Abs. 6 StGB), liegt ein gemäß § 130 Abs. 7 StGB strafba-
rer Versuch vor.14 Da § 140 StGB denselben Strafrahmen 
hat wie § 130 Abs. 2 StGB, gibt es keinen Grund, diesen 
Versuch nicht hinter der Vollendung des § 140 Nr. 2 StGB 
zurücktreten zu lassen. Soweit die Tat nicht öffentlich 
oder in einer Versammlung, sondern durch Verbreiten ei-
nes Inhalts (§ 11 Abs. 3 StGB) begangen wird, folgt die 
Strafbarkeit aus der etwas komplizierten Verweisungs-
norm § 130 Abs. 6 StGB, die § 130 Abs. 2 mit § 130 
Abs. 5 StGB verknüpft. Über § 140 Nr. 2 StGB geht dieser 
Tatbestand hinaus, indem er auch den der Öffentlichkeit – 
anders als durch Verbreiten − zugänglich gemachten In-
halt einbezieht.  
 
Wie oben bereits angedeutet wurde, stellt sich bei allen 
drei Handlungsalternativen die Frage, ob Gegenstand der 
öffentlich, in einer Versammlung oder mittels Inhaltsver-
breitung (§ 130 Abs. 2, 6 StGB) gemachten Äußerung nur 
ein reales Geschehen der Vergangenheit oder Gegenwart 
sein kann. Die Frage ist möglicherweise bei den drei Va-

12  Kreß, in: MüKo-StGB, Bd. 9, 4. Aufl. (2022), VStGB § 6 Rn. 49. 
13  Kreß, in: MüKo-StGB, VStGB § 6 Rn. 16, 90. 
14  Lohse, in: SSW-StGB, 5. Aufl. (2021), § 130 Rn. 51. 
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rianten unterschiedlich zu beantworten. Bezüglich der Va-
riante „Billigen“ ist die Gesetzeslage eindeutig: Hypothe-
tische zukünftige Verbrechen sind tauglicher Inhalt tatbe-
standsmäßiger Billigung. Das resultiert schon aus dem na-
türlichen Wortsinn der Vokabel „billigen“, in dessen Kern 
die Bewertung von etwas als „gut“ oder zumindest „hin-
nehmbar“ steht. Dieses „etwas“ erscheint in der tatbe-
standsmäßigen Äußerung als sprachliche Abbildung, die 
realitätsgetreu, aber nicht authentisch sein muss. Dass der 
Sprachgebrauch des StGB auf keinen anderen – engeren – 
Begriffsinhalt abstellt, lässt sich § 140 StGB entnehmen. 
Dort wird nämlich ausdrücklich nur für die Variante „Be-
lohnung“ (Nr. 1) vorausgesetzt, dass die Vortat „begangen 
oder in strafbarer Weise versucht worden ist“. Diese Vo-
raussetzung wird in der Billigungs-Variante (Nr. 2) nicht 
aufgestellt. Dies war allerdings in der Fassung des § 140 
StGB vor Inkrafttreten des Gesetzes zur Bekämpfung des 
Rechtsextremismus und der Hasskriminalität vom 
18.6.2020 noch anders. Das Tatbestandsmerkmal „nach-
dem sie begangen oder in strafbarer Weise versucht wor-
den ist“ stand damals noch im Text vor den Varianten 
Nr. 1 und Nr. 2, bezog sich also auf beide.15 In § 130 
Abs. 5 StGB wird überhaupt nicht verlangt, dass die 
„Handlung“ begangen oder in strafbarer Weise versucht 
worden ist. Das spricht sogar dafür, dass auch bei den Va-
rianten „Leugnen“ und „Verharmlosen“ Äußerungen zu 
virtuellen Handlungen tatbestandsmäßig sein können 
(dazu sogleich).  
 
e) Leugnen 
 
Dieses Handlungsmerkmal ist bereits Bestandteil des Ho-
locaust-Leugnung-Tatbestandes § 130 Abs. 3 StGB. Zur 
Auslegung desselben Merkmals in § 130 Abs. 5 StGB 
trägt dieser Kontext wenig bei, da in § 130 Abs. 3 StGB 
die Möglichkeit der Tatbestandserfüllung ausdrücklich 
auf bestimmte tatsächliche historische Ereignisse be-
schränkt ist. Daraus lässt sich nicht ableiten, dass auch im 
Rahmen des § 130 Abs. 5 StGB nur wirklich Geschehenes 
tatbestandsmäßig geleugnet werden kann. Als Fundament 
für einen Umkehrschluss eignet sich § 130 Abs. 3 StGB 
ebenfalls nicht. Aufschlussreicher ist hingegen ein Ver-
gleich mit § 140 StGB. Diese Vorschrift zeigt, wie der Ge-
setzgeber die wünschenswerte Klarheit im Gesetzestext 
schaffen kann, wenn nur die Leugnung von Realität straf-
bar sein soll. Auch in § 130 Abs. 5 StGB ließen sich zu 
diesem Zweck die Worte „nachdem sie begangen oder in 
strafbarer Weise versucht worden ist“ einbauen. Der oh-
nehin schon überladene Text würde dadurch zwar noch 
schwerfälliger. Aber er hätte gegenüber der „schlankeren“ 
Version den Vorzug der eindeutigen Begrenzung des An-
wendungsbereichs der Strafvorschrift. Nicht strafbar wäre 
danach z.B. die Äußerung „Wenn die Russen in den balti-
schen Staaten systematisch alle Frauen im gebärfähigen 
Alter zwangssterilisieren würden, wäre das kein Völker-
mord“, vgl. § 6 Abs. 1 Nr. 4 VStGB. Nach dem Wortlaut 
der geltenden Norm ist dies strafbar. Vor allem trifft es 
entgegen Kai Ambos16 nicht zu, dass „Leugnen“ seinem 

 
15  Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder, StGB, § 140 Rn. 2; zur 

neuen Rechtslage vgl. Geneuss, in: SSW-StGB, § 140 Rn. 6. 
16  Quelle: Konkret-Interview v. 26.11. 2022 (Fn. 8). 

Wortsinn nach lediglich in Bezug auf “erwiesene histori-
sche Tatsachen“ möglich sei.17 Der Umgangssprachge-
brauch bezeichnet z.B. als „Leugner“ des „Klimawan-
dels“ Personen, die einen Anstieg der globalen Erwär-
mung in den kommenden Jahrzehnten um 2 Grad Celsius 
oder mehr als Hirngespinste bezeichnen. Im Kontext des 
§ 130 Abs. 5 StGB lässt sich das Wort „leugnen“ ohne 
weiteres auf die rechtlich relevante Eigenschaft hypothe-
tischer Ereignisse beziehen, wie das obige Beispiel der 
Massensterilisation verdeutlicht. Auch besteht kein Zwei-
fel daran, dass derartige Kundgaben geeignet sind, Über-
griffe (Hass oder Gewalt) gegen die genannten Opferper-
sonen zu provozieren sowie Störungen des öffentlichen 
Friedens hervorzurufen. Zudem wird eine schwer zu er-
klärende Differenz zur Variante „Billigen“ vermieden, 
wenn tatbestandsmäßiges Leugnen nicht auf die vergan-
gene oder gegenwärtige Realität beschränkt wird.  
 
f) Gröblich verharmlosen  
 
Die „Verharmlosung“ ist als Tatbestandsmerkmal aus 
§ 131 Abs. 1 StGB und § 4 Abs. 1 Nr. 5 JMStV bekannt. 
Erstaunlicherweise untersagt das Jugendschutzgesetz bis 
jetzt in Bezug auf kriegerische Geschehnisse nur den Um-
gang mit den Krieg „verherrlichenden“ Trägermedien, 
§ 15 Abs. 2 Nr. 2 JuSchG. Die Ergänzung, die der neue 
§ 130 Abs. 5 StGB in diesem rechtlichen Umfeld bringt 
(vgl. § 15 Abs. 2 Nr. 1 JuSchG), ist unzureichend. Jugend-
gefährdend sind gröbliche Verharmlosungen natürlich 
nicht allein, wenn sie öffentlich, in einer Versammlung 
oder durch Verbreiten oder Öffentlichmachung des In-
halts einem großen Adressatenkreis nahegebracht werden. 
Das jugendschutzrechtliche Verbot des § 15 Abs. 2 
JuSchG, das sich gegen das Angebot gegenüber einem 
Kind oder einer jugendlichen Person richtet, geht mit sei-
ner Verweisung auf § 130 StGB ins Leere, wenn der 
Volksverhetzungstatbestand durch einen solchen indivi-
duellen Akt überhaupt nicht erfüllt werden kann. Das im 
Alltagssprachgebrauch eher unübliche Wort „gröblich“ 
kennt man aus § 184 Abs. 2 S. 1 StGB, § 131 Abs. 3 StGB 
und § 27 Abs. 4 S. 2 JuSchG. Etwas anderes als „grob“ 
(vgl. frühere Fassungen von §§ 325 Abs. 2, 328 Abs. 1 
Nr. 2, Abs. 3 StGB) kann damit nicht gemeint sein. Womit 
diese Einschränkung der Strafbarkeit in § 130 Abs. 5 
StGB in Fällen gerechtfertigt werden kann, in denen be-
reits eine „schlichte“ Verharmlosung das Potential hat, an-
dere zu hasserfüllter Gewalttätigkeit aufzustacheln und 
den öffentlichen Frieden zu stören, ist nicht zu erkennen. 
In § 131 Abs. 1 StGB erscheint ein gesteigerter Grad an 
Verharmlosung zur Begründung von Strafwürdigkeit 
auch nicht als notwendig. Somit kann darauf in § 130 
Abs. 5 StGB verzichtet werden. Wie schon zu den Vari-
anten „Billigen“ und „Leugnen“ dargelegt wurde, sind 
nicht nur tatsächliche Ereignisse der Vergangenheit oder 
Gegenwart taugliche Verharmlosungsobjekte.18 Erklärt 
jemand, die gewaltsame Sterilisierung der gesamten ge-
bärfähigen weiblichen Bevölkerung eines afrikanischen 
Landes durch eine feindliche Armee (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 

17  So schon Lohse, in: SSW-StGB, § 130 Rn. 36 zu § 130 Abs. 3 StGB; 
ebenso Schäfer/Anstötz, in: MüKo-StGB, § 130 Rn. 80; Sternberg-
Lieben/Schittenhelm, in: Schönke/Schröder, StGB, § 130 Rn. 19. 

18  Auch dazu a.A. Ambos im Konkret-Interview, (Fn. 8). 
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VStGB)19 sei wegen der drohenden Übervölkerung des 
Planeten Erde eine ökologisch begrüßenswerte Aktion, 
kann er sich aus § 130 Abs. 5 StGB strafbar machen.  
 
g) Aufstachelung zu Hass oder Gewalt 
 
Die Handlung muss geeignet sein, zu Hass oder Gewalt 
aufzustacheln. Opfer der potentiellen Aggression muss 
wenigstens ein Angehöriger der Personenmehrheit sein, 
gegen die sich das gebilligte, geleugnete oder verharm-
loste Völkerrechtsverbrechen richtet. Hass als besonders 
intensiv empfundene Abneigung verletzt kein Rechtsgut. 
Abgesehen davon, dass es ethisch „gut“ sein kann, etwas 
(z.B. den Krieg) oder jemanden (z.B. den „Satan“) zu has-
sen, wofür es zahlreiche Belege in der Heiligen Schrift 
gibt, kann man Hass ebenso wenig verbieten wie man 
Liebe gebieten kann. Jeder Mensch hat das Bedürfnis ge-
liebt und nicht gehasst zu werden. Ein rechtlich geschütz-
tes Interesse ist das nicht. Erst wenn die Hassgefühle ma-
nifest werden und zumindest als Drohung (§ 241 StGB) 
Gestalt annehmen, ist das Eingreifen des Strafrechts ge-
boten. Wie die Lebenserfahrung lehrt, entspringen aus 
Hass häufig physische Attacken gegen Leib und Leben.20 
So gesehen ist der Hass, zu dem die Tat aufzustacheln ge-
eignet ist, eine Vorstufe zu Gewalttätigkeiten gegen die 
geschützten Personen. Die Erzeugung von Hass kann als 
abstraktes Gefährdungsdelikt (in dem von der h.M. vertre-
tenen weiten Sinne) in Bezug auf die Rechtsgüter Leben, 
körperliche Unversehrtheit und gewiss auch sonstige vul-
nerable Individualrechtsgüter (Ehre, Eigentum, Vermö-
gen) klassifiziert werden. Der Gesetzestext ist deshalb an 
dieser Stelle mehrfach fehlerhaft: Zum einen müsste das 
Wort „oder“ durch „und“ ersetzt werden. Denn eine 
Handlung, die nur zu Hass, nicht aber zu Gewalt auf 
Grund von Hass aufzustacheln geeignet ist, hat keinen 
ausreichenden Strafwürdigkeitsgehalt. Bleibt es bei dem 
„inneren“ Hass, der sich nicht in körperlicher Gewalt ent-
lädt, ist kein Rechtsgut desjenigen verletzt, gegen den der 
Hass sich richtet. Abstrakt gefährlich ist dieser Hass nur, 
wenn typischerweise damit zu rechnen ist, dass aus Hass 
Gewalt wird, auch wenn es dazu nicht kommt. Nur diese 
Hass-Sachverhalte mit Gewaltpotential sind strafwürdig. 
Dann aber ist die Tat, die zu Hass aufzustacheln geeignet 
ist, auch geeignet zu Gewalt aufzustacheln. Daher ist letzt-
lich nicht das Wort „oder“ durch „und“ zu ersetzen, son-
dern die Worte „Hass oder“ sind zu streichen. Denn 
„Hass“ ist neben „Gewalt“ überflüssig. Erwägenswert ist 
jedoch die Einfügung von „Drohung mit Gewalt“. Der 
Dualismus von Gewalt und Drohung ist Bestandteil vieler 
Straftatbestände (z.B. §§ 113 Abs. 1, 240 Abs. 1, 249 
Abs. 1, 253 Abs. 1 StGB). Beide Formen der Aggression 
beeinträchtigen das Sicherheitsgefühl und damit die Frei-
heit des Adressaten. Daher sollte in § 130 Abs. 5 StGB die 
Variante „Hunde, die bellen ohne zu beißen“ Berücksich-
tigung finden. Ist die Tat geeignet, Menschen zu Drohge-
bärden aufzustacheln, die aus der Perspektive der bedroh-
ten Opfer ernst zu nehmen sind, ist dies strafwürdig, auch 
wenn aus Tätersicht nicht damit zu rechnen ist, dass die 

 
19  Kreß, in: MüKo-StGB, VStGB § 6 Rn. 60. 
20  Sternberg-Lieben/Schittenhelm, in: Schönke/Schröder, StGB, § 130 

Rn. 5a: Hass als „geistiger Nährboden für die Bereitschaft zu Exzes-
sen gegenüber der betroffenen Bevölkerungsgruppe“. 

Aufgestachelten ihren Worten und Gesten Gewalt-Taten 
folgen lassen.  
 
h) Störung des öffentlichen Friedens 
 
Die Bewahrung des öffentlichen Friedens ist dem Gesetz-
geber wichtiger als die Bewahrung individuellen persön-
lichen Friedens. Eine Tat, die alle Tatbestandsmerkmale 
des § 130 Abs. 5 StGB erfüllt mit Ausnahme der Eignung 
zur Störung des öffentlichen Friedens, kann als Bedro-
hung aus § 241 Abs. 2 StGB strafbar sein. Dasselbe gilt 
für eine Tat, die nicht öffentlich in einer Versammlung 
oder medial (§ 11 Abs. 3 StGB) verübt wird. Das gerin-
gere gesetzliche Strafmaß ist nicht nachvollziehbar. Eine 
gesetzgeberische Fehlleistung bei § 130 Abs. 5 StGB ist 
das allerdings nicht. Ergänzungsbedürftig ist § 241 StGB, 
der einen zusätzlichen Absatz erhalten sollte, in dem die 
individuelle Androhung eines Völkerrechtsverbrechens 
(„Wir Russen werden euch Ukrainer auslöschen und du 
wirst der erste sein!“) wie in § 126 Abs. 1 Nr. 3 StGB mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren pönalisiert wird.  
 
i) Sozialadäquanzklausel, § 130 Abs. 8 i.V.m. § 86 Abs. 4 
StGB  
 
Es ist ohne Weiteres vorstellbar, dass z.B. ein Strafvertei-
diger in der öffentlichen Hauptverhandlung (§ 169 GVG) 
bei der Stellung eines Beweisantrags oder im Schlussplä-
doyer Äußerungen macht, die als Leugnung oder Ver-
harmlosung einschlägiger Verbrechen verstanden werden 
können („Was in Butscha geschah, war kein Verbrechen, 
das haben die Ukrainer inszeniert, um Russland an den 
Pranger der Weltöffentlichkeit zu stellen“). Schwer vor-
stellbar ist hingegen, dass Verteidigungszwecke es erfor-
derlich machen, diese Äußerungen in Hass oder Gewalt-
bereitschaft erzeugender Form vorzutragen. Einer Störung 
des öffentlichen Friedens kann zudem durch Ausschlie-
ßung der Öffentlichkeit entgegengewirkt werden, § 172 
Nr. 1 GVG. Dass es für staatsbürgerliche Aufklärung, Ab-
wehr verfassungswidriger Bestrebungen, Kunst, Wissen-
schaft, Forschung, Lehre, Berichterstattung über Vor-
gänge des Zeitgeschehens oder der Geschichte jemals not-
wendig sein könnte, Handlungen auszuführen, die alle ob-
jektiven Tatbestandmerkmale des § 130 Abs. 5 StGB er-
füllen, ist unwahrscheinlich. Die Verweisung auf § 86 
Abs. 4 StGB in § 130 Abs. 8 StGB dürfte also weitgehend 
überflüssig sein. Dennoch ist sie vielleicht geeignet, über-
zogene Befürchtungen z.B. von Geschichtswissenschaft-
lern zu zerstreuen.  
 
3. Subjektiver Tatbestand 
 
Der subjektive Tatbestand setzt Vorsatz voraus, § 15 
StGB. Mangels entgegengesetzter Angaben in § 130 StGB 
reicht bedingter Vorsatz aus.21 In Bezug auf die Tatbe-
standsvariante „Leugnen“ werden hingegen „kaum  
lösbare Probleme“ gesehen. Leugnen impliziere die 

21  Heger, in: Lackner/Kühl/Heger, StGB, 30. Aufl. (2023) § 130 Rn. 8. 
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Kenntnis der Unwahrheit der eigenen Behauptung.22 Da-
mit ist dolus eventualis, der auf bloßem Für-möglich-hal-
ten beruht, nicht vereinbar. Dass also dolus directus 
2. Grades erforderlich sei, wird in den Kommentierungen 
nicht explizit postuliert. Es wäre auch nicht richtig. Leug-
nen ist ein objektives Tatbestandsmerkmal auf der Grund-
lage von Tatsachen, hinsichtlich derer auch bedingter 
Vorsatz möglich ist. Stellt der Täter zu einer Tat, die Völ-
kermord ist (§ 6 VStGB), die Behauptung auf, sie sei kein 
Völkermord, leugnet er die Völkermordeigenschaft. Ob er 
dabei die Unwahrheit seiner Äußerung kennt oder nicht, 
hat auf der Ebene des objektiven Tatbestandes keine Er-
heblichkeit. 
 
Die Vermengung von objektiven und subjektiven Kompo-
nenten, die zum Begriff „Leugnen“ praktiziert wird,23 ist 
abzulehnen. Dass diese Vermengung auch bei anderen 
Tatbestandsmerkmalen wie z.B. „Täuschung“ (§ 263 
Abs. 1 StGB) praktiziert wird,24 macht es nicht besser.25 
Für die Erfüllung des objektiven Tatbestandsmerkmals 
„leugnen“ ist allein das äußere Erscheinungsbild der Äu-
ßerung, insbesondere deren Beziehung zu dem Äuße-
rungsgegenstand, maßgeblich. Hält der Täter es für mög-
lich, dass seine Äußerung dieses äußere Erscheinungsbild 
hat, ist die kognitive Komponente des bedingten Vorsat-
zes gegeben.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
22  Sternberg-Lieben/Schittenhelm, in: Schönke/Schröder, StGB, § 130 

Rn. 20; Lohse, in: SSW-StGB, § 130 Rn. 39. 
23  Heger, in: Lackner/Kühl/Heger, StGB, § 130 Rn. 8: „Wer von der 

Nichtexistenz der geleugneten Handlung ausgeht, leugne sie nicht 
im Sinne eines bewußt wahrheitswidrigen Bestreitens; zumindest ist 
der Leugnungs-Vorsatz zu verneinen“. 

IV. Schluss 
 
Der Verfasser kann die Aufregung über die neue Strafvor-
schrift nicht teilen, vielleicht weil er sich abgewöhnt hat, 
von der Politik gute Gesetze zu erwarten. Ein gutes Gesetz 
ist der ganze § 130 StGB nicht und der neue Absatz 5 auch 
nicht. Aber von einem „legalistischen Staatsstreich“ zu 
sprechen, wie der Hamburger Strafverteidiger Gerhard 
Strate es in einem Beitrag für das Magazin „Cicero“26 tut, 
ist zu heftig. Der Normtext ist „schwammig“ und ein 
merkwürdiges Wort wie „gröblich“ erzeugt zunächst ein-
mal ratloses Kopfschütteln. Insoweit hat Herr Strate völlig 
Recht. Die Strafvorschrift dient aber nicht der „Krimina-
lisierung des politischen Gegners“ und sie hat auch nicht 
den Zweck irgendjemanden „mundtot“ zu machen. Das 
bezweckt in einem Rechtsstaat, der die Bundesrepublik 
ohne jeden Zweifel ist, kein Strafgesetz. Ob mit § 130 
Abs. 5 StGB die Staatsanwaltschaften wirklich „alle 
Hände voll zu tun bekommen“ werden und sich auf dieser 
Grundlage eine „Gesinnungsjustiz“ etablieren wird, bleibt 
abzuwarten. Ich glaube es nicht. Kluge und besonnene 
Staatsanwälte und Richter sollten es schaffen, mit § 130 
Abs. 5 StGB (nur) die Brunnenvergifter zur Verantwor-
tung zu ziehen, die mit ihren abstoßenden Kommentaren 
die grundgesetzlich garantierten Freiheiten beschmutzen, 
auf die sie sich in widerwärtiger Scheinheiligkeit selbst 
berufen.  

 
 
 
 
 

24  Rengier, Strafrecht Besonderer Teil I, 24. Aufl. (2022), § 13 Rn. 9. 
25  Zutreffend Hellmann, in: Krey/Hellmann/Heinrich, Strafrecht Be-

sonderer Teil 2, 18. Aufl. (2021), BT 2, Rn. 556. 
26  Online abrufbar unter: https://www.cicero.de/innenpolitik/verharm-

losung-von-kriegsverbrechen-volksverhetzung-meinungsfreiheit 
(zuletzt abgerufen am 12.1.2023).  


